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Erste Teil: Grunddaten 
1. Bedeutung dieser Mitteilung 

A. Zweck dieser Mitteilung ist die Aufstellung des 
Getreide-Nahrungsmittelhilfeprogramms für 1975/ 
1976 und die Verwendung der im Programm 1974/ 
1975 vorgesehenen Sahel-Reserve 1 ). 

Mit der Vorlage dieser Mitteilung möchte die Kom- 
mission den Rat auf das Problem der Fristen für die 
Beschlußfassung über die Gemeinschaftsprogramme 
hinweisen. In der Vergangenheit hat die verspätete 
Verabschiedung der Programme Verzögerungen in 
der Abwicklung zur Folge gehabt, die niemals auf- 
geholt werden konnten, und nicht unerhebliche 
Mengen mußten nach Ablauf des Kalenderjahres 
geliefert werden (für das sie im Haushaltsplan vor- 
gesehen worden waren). Dies hat zu Schwierigkeiten 
für die Gemeinschaft in den Organen des Nahrungs- 
mittelhilfe-Übereinkommens geführt. Hier sei daran 
erinnert, daß die Gemeinschaft sich nach diesem 
Übereinkommen verpflichtet hat, die Erzeugnisse 
vor Ablauf des Kalenderjahres zu liefern (zum Bei- 
spiel vor Ende 1976 für das Programm 1975/1976). 
Im übrigen bewirken zu lange Beschlußfassungs- 
fristen, die zu einer Konzentration der Lieferungen 
in der zweiten Jahreshälfte führen, daß die Gemein- 
schaft nicht mit der gebotenen Elastizität auf die 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer reagieren kann, 
die in einigen Fällen aufgrund der Erntezeiten im 
ersten Halbjahr größer sind als im zweiten (Indien, 
Pakistan usw.). 

Zweifellos sind in letzter Zeit grundlegende Fort- 
schritte bei dem allgemeineren Problem der Fristen 
für die Abwicklung der Hilfe erzielt worden, da 
künftig das Verfahren, nach dem der Rat die Liefer- 
abkommen schließt, durch ein vereinfachtes Ver- 
fahren ersetzt wird, das in einem Briefwechsel zwi- 
schen dem Empfängerland und der Kommission be- 
steht. Dennoch sind durchaus noch wesentliche Fort- 
schritte möglich. 

Wenn, übrigens in Übereinstimmung mit dem Be- 
schluß des Rates anläßlich der Festlegung der Moda- 
litäten für die Durchführung des zweiten Nahrungs- 
mittelhilfe-Ubereinkommens 2 ), die Nahrungsmittel- 
hilfeprogramme rechtzeitig beschlossen werden. 

Aus diesem Grund: 


— übermittelt die Kommission Anfang November 
das Nahrungsmittelhilfeprogramm für 1975/1976 
und 

— bittet den Rat nachdrücklich, dieses Programm 
vor Jahresende zu verabschieden. 

Da die Kommission dieses Programm bereits An- 
fang November vorlegt, konnte sie - wie auch im 
Vorjahr - die Anträge nicht analysieren, die sie 
zwar noch nicht erhalten hatte, denen die Mitglied- 
staaten aber stattzugeben beabsichtigen. Sie konnte 
ebensowenig die Aufteilung der 1 287 000 Tonnen 
Getreide vorschlagen, die der Verpflichtung der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten im Rahmen 
des Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkommens von 1971 
entsprechen. Die Kommission konnte folglich, nicht 
wie üblich eine Kohärenz zwischen den einzelstaat- 
lichen und gemeinschaftlichen Maßnahmen herstei- 
len, und wie im Vorjahr muß dies daher im Verlauf 
der Erörterung dieses Dokumentes in der Gruppe 
Nahrungsmittelhilfe des Rates erfolgen. 

B. Die Kommission wünscht ferner hervorzuheben, 
daß, um die Maßnahme des WEP und die der Ge- 
meinschaft besser als bisher zu koordinieren, Dis- 
kussionen mit dem WEP über die allgemeinen Leit- 
linien des Gemeinschaftsprogramms und des Pro- 
gramms dieser Institution stattgefunden haben. Auch 
mit der FAO fanden Diskussionen statt, um die 
Analyse der Ernährungssituation der antragstellen- 
den Länder (Getreideproduktion, Einfuhrbedarf 
usw.) zu vergleichen. 


1) Als Anlage werden ferner übermittelt: der Entwurf 
einer Verordnung über die Finanzierung der Heran- 
führungskosten nach der fob-Stufe für das Programm 
1975/76 und in Durchführung des Ratsbeschlusses vom 
14. August 1975 der Entwurf einer Entscheidung über 
die Bereitstellungsverfahren für Soforthilfemaßnah- 
men im Rahmen des Nahrungsmittelhilfe-Überein- 
kommens. 

2) Dieser Beschluß sah unter anderem vor, daß: 

— die Kommission dem Rat spätestens Mitte Novem- 
ber eine Mitteilung über die Aufstellung des Pro- 
gramms übermitteln würde, 

— der Rat Mitte Dezember das Durchführungsschema 
beschließen würde. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des 
Bundeskanzleramtes vom 16. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Sa 12/75: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsunterlagen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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II. Allgemeine Erwägungen 

A. Die Ernährungslage in den Entwicklungsländern 
gibt auch 1975/1976 Anlaß zu Besorgnissen. Nach 
den letzten Schätzungen der FAO soll das Getreide- 
defizit der Entwicklungsländer für dieses Jahr zwi- 
schen 55 600 000 und 58 500 000 Tonnen (gegenüber 
56 800 000 t für 1974/1975 und 51 500 000 t für 1973/ 
1974) liegen. 

Außerdem wird der Rückgang der Weltmarktpreise 
für die meisten Exporterzeugnisse der nichtölerzeu- 
genden Entwicklungsländer in Verbindung mit dem 
hohen Preisniveau für Energie und andere lebens- 
notwendige Erzeugnisse 1975 zu einer weiteren Ver- 
schlechterung der Zahlungsbilanz der Entwicklungs- 
länder und insbesondere der am wenigsten ent- 
wickelten unter ihnen führen. Nach Angaben des 
IWF dürfte das Defizit in der laufenden Zahlungs- 
bilanz aller Entwicklungsländer von 40 Milliarden 
Dollar für 1974 auf 47 Milliarden Dollar für 1975 
steigen, das Defizit der am wenigsten entwickelten 
Entwicklungsländer von 28 auf 35 Milliarden Dollar. 
Die Entwicklungsländer werden somit weiterhin die 
größten Schwierigkeiten haben, ihren Bedarf an 
Getreide und anderen Nahrungsmitteln durch kom- 
merzielle Einfuhren zu decken. 

B. Diese Entwicklung entspricht der Darstellung, 
die die Kommission vor allem in dem Dokument 
„Skizze der Gemeinschaftsaktion“ gegeben hat, und 
in dem sie feststellte, daß der Nahrungsmittelmangel 
„die Alarmstufe überschritten hat“. Die seinerzeit 
beschlossenen politischen Leitlinien (vorrangige Be- 
lieferung der am meisten notleidenden Bevölke- 
rungsteile) sind heute mehr als je zuvor gültig. Die 
Kommission ist daher wie in ihren Vorschlägen für 
die Programme für 1975 der Auffassung, daß Haupt- 
merkmal ihres Vorschlags die Konzentration der 
Nahrungsmittelhilfe auf die am härtesten betroffe- 
nen Länder sein müsse. 82 v. H. der zur direkten 
Unterstützung der antragstellenden Länder vorge- 
schlagenen Hilfen sind daher für die Länder des 
indischen Subkontinents und die ärmsten Länder 
Afrikas (Äthiopien, Somalia, Sudan, Tansania) so- 
wie Lateinamerikas (Haiti, Honduras) bestimmt. 

C. Trotz dieser Bemühungen um Konzentration auf 
die bedürftigsten Länder ist es jedoch nicht möglich, 


den Entwicklungsländern eine ihrem Bedarf ange- 
messene Antwort zu erteilen. Diese Antwort berück- 
sichtigt außerdem nicht die Ergebnisse der Welt- 
ernährungskonferenz. 

Dieser Vorschlag stützt sich auf den Beschluß des 
Rates vom 28. Mai 1975 zur Verlängerung des 
Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkommens und Fest- 
setzung des Anteils der Gemeinschaftsaktionen auf 
707 850 Tonnen (55 v. H. der Verpflichtungen der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten in Höhe von 
1 287 000 t sowie auf den Entwurf des Haushalts- 
plans für 1976, der vom Rat in erster Lesung ange- 
nommen worden ist. Die Kommission bittet daher 
den Rat nachdrücklich, den im Rahmen des Vorent- 
wurfs des Haushaltsplans für 1976 vorgelegten Vor- 
schlag anzunehmen, demzufolge die als Gemein- 
schaftsaktionen 1975/1976 zu liefernden Getreide- 
mengen auf 1 064 350 Tonnen festzusetzen sind. 

Eine solche Entscheidung wäre um so mehr ange- 
zeigt, als auf der Welternährungskonferenz die Not- 
wendigkeit unterstrichen worden ist, für die Nah- 
rungsmittelhilfe jährlich 10 000 000 Tonnen bereit- 
zustellen, und als auf der Tagung des Welternäh- 
rungsrates im Juni 1975 an die Gemeinschaft appel- 
liert worden ist, ihren Beitrag zur Verwirklichung 
dieses Zieles zu leisten 3 ), das auf der 7. Sonder- 
tagung der Vereinten Nationen Anfang September 
1975 für den Zeitraum 1975/1976 erneut bekräftigt 
wurde. 


III. Bei der Gemeinschaft beantragte Getreide- 
Nahrungsmittelhilfe 

Bisher sind bei der Gemeinschaft 36 Anträge auf 
Nahrungsmittelhilfe gestellt (oder angekündigt) 
worden. Sie betreffen insgesamt 1 860 900 Tonnen, 
die als eine Mindestmenge angesehen werden muß, 
da einige Länder ihren Antrag nicht in Zahlen aus- 
gedrückt haben. Nachstehende Tabelle 1 gibt eine 
detaillierte Übersicht. 


3 ) Mit den bereits von den übrigen Gebern beschlosse- 
nen Aufstockungen erhöhen sich die Verpflichtungen 
für 1976 nur auf 9 060 000 Tonnen (einschließlich der 
1 287 000 Tonnen, die der Verpflichtung der Gemein- 
schaft und der Mitgliedstaaten aufgrund des Nah- 
rungsmittelhilfe-Übereinkommens entsprechen). 
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Tabelle 1 


Anträge auf Getreidenahrungsmittelhilfe für 1975/1976 


Antragstellende Länder 

Mengen und Art der 

Mengen, ausgedrückt in 

oder Organisationen 

Erzeugnisse (Tonnen) 

Rohgetreide (Tonnen) 

Lateinamerika 

Bolivien * 

Haiti 

18 500 t Getreide 

18 500 

j 

108 000 t Mais 

108 000 

Honduras | 

58 000 t Weizen 

58 000 

Peru 

50 000 t Weizen 

50 000 

Ostafrika 



Äthiopien 

Kenia 

40 000 t Weizen 

40 000 

Mauritius 

Uganda * 

20 000 t Reis, vorzugsweise 

40 000 

Somalia 

60 000 t Getreide 

60 000 


i 60 000 t Sorghum 

60 000 

Tansania 

1 25 000 t Reis 

50 000 


( 100 000 t Mais 

100 000 

Sudan 



Zentral - und Westafrika 

r 


Dahome j 

■ 10 000 t Weizen 

10 000 

l 5 000 t Reis 

10 000 

Guinea-Bissau * 

Kapverdische Inseln * 

Zaire * 



Sahel 



Mali* 

Mauretanien 

15 000 t 

15 000 

Niger 

10 000 t 

10 000 

Senegal 

25 000 t 

25 000 

Obervolta 

Gambia 

3 000 t Reis, vorzugsweise 

6 000 

Naher Osten 



Ägypten 



Jordanien 

( 33 800 t Weizenmehl 

51 000 

| 1 650 t Reis 

3 300 

A.R. Jemen 

Syrien 

35 000 t 

35 000 

Asien 



Afghanistan 

Bangladesh 

250 000 t 

250 000 

Indien 

Pakistan 

500 000 t 

500 000 

Sri Lanka 

100 000 t Weizen 


Philippinen 

10 000 t Weizenmehl 



* angekündigte Anträge 
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Antragstellende Länder 
oder Organisationen 


Mengen und Art der 
Erzeugnisse (Tonnen) 


Mengen, ausgedrückt in 
Rohgetreide (Tonnen) 


Internationale Organisationen 



IKRK 

10 000 t 

10 000 

Liga der Rotkreuz-Gesellschaften 

f 5 000 t Weizen 

5 000 

j 1 000 t Reis 

2 000 

UNICEF 

60 000 t Haferflocken 

120 000 

WEP 

24 000 t Sorghum und/oder Mais 

60 000 t Weizen und/oder Mehl 

84 000 

UNRWA 

25 000 t 

25 000 


Insgesamt 1 860 900 


Sechs Länder, die im letzten Jahr eine Gemein- 
schaftshilfe beantragt hatten, haben in diesem Jahr 
keinen Antrag gestellt oder angekündigt, und zwar 
Tunesien, Burundi, UNHCR (für Zypern), Libanon, 
Indonesien, Malta 4 ); es wurden zwei neue Anträge 
gestellt, und zwar von der Liga der Rotkreuz-Gesell- 
schaften und dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz, sowie zwei Anträge angekündigt, und 
zwar von Uganda und Zaire. 


IV. Die wichtigsten Arten von Anträgen 

A. Anträge von Ländern 

Wie bisher besteht das Ziel der meisten Anträge 
darin, das Getreidedefizit der antragstellenden 
Länder zu decken; das bereitgestellte Getreide wird 
auf den örtlichen Märkten verkauft, und der Erlös 
wird zur Finanzierung von Entwicklungsvorhaben 
verwendet. In Jordanien, ARÄ und Senegal (für 
einen Teil der Mengen) sowie in Haiti, Honduras, 
Mali, Marretanien, Niger und Gambia soll die Hilfe 
zur Deckung der Bedarfs bestimmter Bevölkerungs- 
gruppen durch kostenlose Verteilung bestimmt sein. 
In jedem Fall wird die Verwendung der Hilfen 
während der Verhandlungen mit den Empfängern 
genau festgelegt. 

B. Anträge von Organisationen 

Die Anträge von Organisationen haben folgende 
Ziele: 

— WEP: Durchführung von Entwicklungsvorhaben 
in den in Anhang II genannten Ländern. 

— - IJNRWA: Deckung des Nahrungsmittelbedarfs 
der Gruppen von Palästina-Flüchtlingen im Rah- 
men des normalen und des zusätzlichen Pro- 
gramms. 

— UNICEF: Durchführung des normalen Programms 
zur Deckung des Nahrungsmittelbedarfs von be- 
sonders gefährdeten Bevölkerungsgruppen 
(Kinder, schwangere Frauen); 


— IKRK und Liga der Rotkreuz-Gesellschaften: 
Soforthilfemaßnahmen zugunsten der Opfer von 
Naturkatastrophen (Liga) oder Konflikten (IKRK). 


V. Analyse der Anträge 

Um die bereitgestellten Mengen so gerecht wie mög- 
lich nach dem Bedarf zu verteilen, wurden folgende 
Kriterien zugrunde gelegt: Nahrungsmitteldefizit, 
Pro-Kopf-Einkommen und Zahlungsbilanzlage, wo- 
bei das erstgenannte Kriterium eine unabdingbare 
Voraussetzung für die Gewährung einer Hilfe dar- 
stellt. Um für eine Nahrungsmittelhilfe in Betracht 
zu kommen, müßte ein Land ferner den beiden 
anderen Kriterien entsprechen. Ein Land, dessen 
Pro-Kopf-Einkommen 300 $ übersteigt, kann nor- 
malerweise nicht in den Kreis der Empfänger aufge- 
nommen werden. Jedoch in gewissen Fällen ist es 
empfehlenswert, eine Ausnahme zu machen, wenn 
es unter einem sehr hohen Getreidedefizit leidet und 
eine sehr schlechte Zahlungsbilanz aufweist. 

Gleichfalls wird ein Land, das eine Besserung der 
Zahlungsbilanzlage verzeichnet, potentiell für eine 
Hilfe in Betracht kommen, wenn es nur über ein 
relativ niedriges Pro-Kopf-Einkommen verfügt und 
ein bedeutendes Getreidedefizit aufweist. 

A. Erstes Kriterium: Bedeutendes Getreidedefizit . 

Nachstehende Tabelle zeigt, daß alle antragstellen- 
den Länder, mit Ausnahme Afghanistans, ein be- 
deutendes Getreidedefizit aufweisen 5 ). 


4 ) Wegen einer Maul- und Klauenseucheepidemie hat 
dieses Land am 14. Juli 1975 einen Antrag auf Nah- 
rungsmittelsoforthilfe gestellt. Die Kommission hat 
daraufhin die im Programm 1974/75 vorgesehenen 
Lieferungen beschleunigt. 

5 ) Die übrigen absolut durchaus nicht hohen Zahlen 
(Gambia, Guinea, Bissau, Kapverdische Inseln usw.) 
sind relativ, (wenn sie auf die Produktionszahlen be- 
zogen werden) allerdings beträchtlich. 
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Tabelle 2 


Getreide-Einfuhrbedarf der antragstellenden Länder 


Antragstellende Länder 

1973/1974 
(1000 t) 

1974/1975 
(1000 t) 

1975/1976* 

(1000 t) 

Lateinamerika 

1 445 

1 735 

1 940 

Bolivien 

137 

249 

250 

Haiti 

97 

90 

150 

Honduras 

49 

104 

140 

Peru 

1 162 

1 292 

1 400 

Ostafrika 

774 

1 126 

1 108 

Äthiopien 

98 

91 

221 

Kenia 

36 

44 

25 

Mauritius 

142 

165 

175 

Somalia 

57 

182 

170 

Sudan 

241 

135 

215 

Tansania 

173 

480 

270 

Uganda 

27 

29 

32 

Zentral - und Westafrika 

192 

196 

205 

Dahome 

12 

18 

18 

Guinea Bissau 

34 

31 

31 

Kapverdische Inseln 

35 

36 

45 

Zaire 

(111) 

(111) 

(111) 

Sahel 

992 

758 

710-760 

Mali 

119 

140 

110 

Mauretanien 

110 

88 

100 

Niger 

161 

82 

100-150 

Senegal 

484 

410 

350 

Obervolta 

104 

25 

35 

Gambia 

14 

13 

15 

Naher Osten 

4 003 

4 306 

4 766 

Ägypten 

3 620 

3 800 

4 000 

Jordanien 

144 

191 

300 

Jemen (Arab. Rep.) 

89 

165 

201 

Syrien 

(150) 

150 

265 

Asien 

9 677 

12 342 

9 725-11 875 

Afghanistan 

10 

18 

25 

Bangladesh 

1 927 

1 992 

2 100 

Indien 

4 715 

6 738 

4 200-6 300 

Pakistan 

1 246 

1 750 

1 800 

Sri Lanka 

951 

1 016 

900-950 

Philippinen 

(828) 

828 

700 

insgesamt 

17 083 

20 463 

18 319-20 489 


Festzustellen sind ferner große Disparitäten zwi- 
schen Ländern und Regionen sowohl in bezug auf 
die Höhe als auf die Entwicklung des Bedarfs. So 
scheint sich die Lage in den Sahel-Ländern im Ver- 
gleich zu 1973/1974 spürbar zu verbessern, während 
sie sich in den Ländern Lateinamerikas, des Nahen 
Ostens, Ostafrikas und Asiens verschärft. 


Für die Anträge, die grundsätzlich auf eine kosten- 
lose Verteilung hinauslaufen, wurde anhand der 
Zahl der zu ernährenden Personen für einen Zeit- 
raum von 12 Monaten bei einer Verteilung von 
500 g pro Person und Tag eine genauere Analyse 
des spezifischen Bedarfs durchgeführt, die in nach- 
stehender Tabelle wiedergegeben ist. 
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Tabelle 3 


In den Anträgen auf Hilfe durch unentgeltliche Verteilung genannter Bedarf 
der Bevölkerung der Empfängerländer 


Land 

Zahl der zu 
ernährenden Personen 

Jahresbedarf in Tonnen bei einer Ration 
von 500 g pro Person und Tag 

Jordanien 

260 000 

51 000 

Honduras 

300 000 

54 000 

Haiti 

600 000 

108 000 

Mali 

450 000 

82 000 

Mauretanien 

137 000 

25 000 

Niger 

491 000 

88 000 

Senegal 6 ) 

Gambia 7 ) 

Ägypten 6 ) 7 ) 

82 000 

15 000 


6 ) Unentgeltliche Verteilung eines Teils der beantragten Mengen. 

7 ) Die bei den Botschaften erbetenen Auskünfte sind noch nicht eingegangen. 


B. Zweites Kriterium: Pro-Kopf-Einkommen unter 
300 v. H. jährlich (nach den Statistiken für 1972) 

In allen Ländern beträgt das jährliche Einkommen 
300 § oder weniger, ausgenommen Honduras, Peru 
und Syrien, die im übrigen unter einem bedeuten- 
den Getreidedefizit leiden. 


Ferner besteht ein ziemlich großer Unterschied im 
! Lebensstandard der einzelnen Antragsteller, der bei 
j den Vorschlägen für die Aufteilung der Hilfe be- 
I rücksichtigt werden wird. 


Tabelle 4 


Pro-Kopf-Einkommen 1972 in US-S 


Lateinamerika 


Sahel 


Bolivien 

200 

Mali 

80 

Haiti 

130 

Mauretanien 

180 

Honduras 

320 

Niger 

90 

Peru 

520 

Senegal 

260 



Obervolta 

70 

Ostafrika 


Gambia 

140 

Äthiopien 

Kenia 

80 

170 

Naher Osten 


Mauritius 

300 

Ägypten 

240 

Somalia 

80 

Jordanien 

270 

Sudan 

120 

Jemen (Arab. Rep.) 

90 

Tansania 

120 

Syrien 

320 

Uganda 

150 

Asien 


Zentral- und Westafrika 


Afghanistan 

80 

Dahome 

110 

Bangladesh 

70 

Guinea-Bissau 

230 

Indien 

HO 

Kapverdische Inseln 

240 

Pakistan 

130 

Zaire 

100 

Sri Lanka 

110 


C. Drittes Kriterium: Schwierige Zahlungsbilanz 
1975 

In Ermangelung von Informationen über das vor- 
aussichtliche Zahlungsbilanzsaldo 1975 wurden all- 
gemein die Devisenreserven 8 ) jedes Landes im letz- 


ten verfügbaren Monat 1975 berücksichtigt und der 
Lage Ende 1974 gegenübergestellt. 

8 ) Amtliche Nettoreserven (Guthaben abzüglich kurz- 
fristiger Verbindlichkeiten). 
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Entwicklung der Devisenreserven 1975 
im Vergleich zu 1974 

Tabelle 5 

Land 

Währungseinheit 

Stand 

Ende 1974 

Stand 1975 

Veränderung 
+ Verbesse- 
rung 

— Verschlech- 
terung 

Lateinamerika 

Bolivien 

Mio Pesos 


2 944 

3 282 (März) 

+ 

Haiti 

Mio Gourde 


53,2 

40,2 (Februar) 

— 

Honduras 

Peru 

Mio Lempira 
Mrd Sol 


46,8 

27,2 

42,4 (März) 

- 10 ) 

Ostafrika 

Äthiopien 

Mio Äth. $ 


555,9 

580,7 (Mai) 

+ 

Kenia 9 ) 

Mio $ 


191,8 

191,7 (Juni) 

= 

Mauritius 9 ) 

Mio S 


• 131,1 

92,9 (Juni) 

- 

Somalia 

Mio som. Sh. 


90,9 

213,5 (März) 

+ 

Sudan 

Mio sud. £ 


41,9 

91,26 (Mai) 

— 

Tansania 9 ) 

Uganda 

Zentral- und 

Westafrika 

Mio S 


50,2 

50,5 (Juni) 

_t0) 

Dahome 

Mrd. CFA-F 


7,73 

5,24 (April) 

- 

Gambia 

Guinea Bissau 
Kapverdische Inseln 

Mio Dalasi 


54,64 

71,13 (Mai) 

+ 

Zaire 9 ) 

Sahel 

Mali 

Mio 8 

Mrd. M-F 


140,8 

— 55,15 
(August) 

47,81 (Juni) 

- t0 ) 

Mauretanien 

MioS 


101,3 

95,0 (Juni) 

— 

Niger 

Mio CFA-F 


10016 

9 281 (Juni) 

— 

Senegal 

Mio CFA-F 


— 1,19 

— 11,63 (April) 

— 

Obervolta 

Mrd CFA-F 


18,12 

16,14 (April) 


Naher Osten 

Ägypten 

Mio ägypt. £ 


— 249,6 

— 162 (Februar) 

+ 

Jordanien 

Jemen (Arab. Rep.) 

Mio $ 


349,7 

481,6 (Juni) 

+ 

Syrien 9 ) 

Mio-S 


835 

1 147 (Mai) 

+ 

Asien 

Afghanistan 

Mio Afgh. 


3 121 

5 439 (März) 

+ 

Bangladesh 

Mio S 


— 64 
(Juni) 

185 (Juni) 

+ 

Indien 

Mrd Rupien 


6,15 

6,01 (März) 

— 

Pakistan 

Mio Rupien 


2 260 

1 257 (Mai) 

— 

Sri Lanka 

Mio Rupien 


— 704 

— 885 (April) 

— 

Philippinen 

Mio Pesos 


7 429 

6 982 (April) 

— 


9 ) Bruttoreserven. 

i°) Voraussichtlicher Rückgang bei sonst gleichen Verhältnissen: für Peru auf Grund des Preissturzes für Kupfer 
und Zink, die rund ein Drittel der Ausfuhren darstellen, für Mali auf Grund des Preisrückganges für 
Baumwolle (36 v. H. der Ausfuhren), für Uganda auf Grund des Preisrückganges für Kaffee (73 v. H. der 
Ausfuhren). 
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— - 19 Länder befinden sich in einer schwierigen 
Zahlungsbilanzsituation. 16 dieser Länder ver- 
zeichnen 1975 einen Rückgang ihrer Devisen- 
reserven, zu dem in vielen Fällen noch eine 
ständige Verschlechterung seit 1973 hinzukommt 
(Indien, Pakistan, Sri Lanka, Haiti usw.). Die 
Finanzlage von zwei weiteren Ländern, Tansania 
und Kenia, festigt sich im Vergleich zu Ende 1974, 
doch handelt es sich um eine Festigung im Zuge 
der seit 1963 sinkenden Tendenz. Ägypten ist 
immer noch kurzfristig verschuldet, wenn auch 
seine Verschuldung im Vergleich zu Ende 1974 
abnimmt. 

— Für acht Länder hat sich die Zahlungsbilanzlage 
verbessert: Syrien, Bolivien, Äthiopien, Soma- 


Zweiter Teil: Vorschläge der Kommission 


1. Programm 1975/1976 

Auf Grund vorstehender Erwägungen unterbreitet 
die Kommission zur Aufteilung der bereitstehenden 
707 850 Tonnen für Gemeinschaftsmaßnahmen fol- 
genden Vorschlag, in dem ebenfalls die Anliefe- 
rungsstufe nach dem Bedarf und den verfügbaren 
Haushaltsmitteln festgelegt wird (fob, cif) 13 ) oder 
frei Bestimmungsort nach den mit jedem Empfänger 
festgelegten Lieferbedingungen). 

Das Programm weist folgende Hauptmerkmale auf: 
A, Direkthilfe: 

1. Konzentration der Hilfe auf die bedürftigen 
Länder, was darin zum Ausdruck kommt, daß 
446 000 Tonnen bzw. 82 v. H. der Direkthilfe für 
die Länder des indischen Kontinents, Afrikas 
und die ärmsten Länder Lateinamerikas bestimmt 
sind. 

2. Die SaheTLänder werden in dieser Phase nicht 
berücksichtigt, weil einerseits eine Reserve von 


lia n ), Gambia, Jordanien, Afghanistan und Bang- 
ladesh. Alle diese Länder müßten jedoch berück- 
sichtigt werden, da sie ein großes Getreidedefizit 
und ein relativ niedriges Pro-Kopf-Einkommen 
aufweisen 12 ). 

n ) Der eindrucksvolle Anstieg der Devisenreserven So- 
malias läßt sich damit erklären, daß die Nettoreserven 
Ende 1974 auf Grund der damaligen äußerst schwie- 
rigen Lage Somalias auf einen anomal niedrigen Stand 
abgesunken waren. 

V2 ) Jordanien und Syrien verfügten zwar über ein relativ 
höheres Einkommen, müßten jedoch bei der Nahrungs- 
mittelhilfe der Gemeinschaft berücksichtigt werden, da 
diese Länder eine gewisse Anzahl Flüchtlinge zu er- 
nähren haben, die für den Staatshaushalt eine schwere 
Belastung darstellt. 


44 000 Tonnen im Rahmen des Programms 1974/ 
1975 besteht und noch nicht ausgeliefert wurde 
(siehe Ziffer II der Kommissionsvorschläge) und 
andererseits die Lage in dieser Zone sich ge- 
bessert hat. Die Gemeinschaft wird natürlich 
nicht versäumen, zusätzliche Vorschläge im Rah- 
men der allgemeinen Reserve zu unterbreiten, 
wenn der Bericht der gegenwärtigen Mission der 
Geberländer oder andere Informationen später 
einen größeren Bedarf erkennen lassen. 

3. Für Somalia ist in der vorgeschlagenen Menge 
auch die Reserve des Programms 1974/1975 
1 0 000 t) berücksichtigt, die von der Kommission 
freigegeben worden ist und Anfang 1976 an Ort 
und Stelle verfügbar sein wird. Insgesamt wer- 
den diesem Land somit im nächsten Jahr 25 000 
Tonnen geliefert, wobei selbstverständlich im 
Falle einer Verschärfung der Lage zusätzliche 
Mengen aus der Reserve geliefert werden 
könnten. 


13 ) CIF Laderaum oder CIF Kai/Leichter. 
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Vorschlag der Kommission 

Programm für die Getreide-Nahrungsmittelhilfe 1975/1976 

(Gemeinschaftsaktionen) 


Länder oder 

Programm 1975/1976 

Programm 

1974/1975 

(Tonnen) 

Organisationen 

Tonnen 

Lieferbedingungen 

I. Länder 

544 000 


473 000 

Lateinamerika 

26 000 



Bolivien * 

(5 000) 

FOB 

— 

Haiti 

9 000 

CAF 

3 000 

Honduras 

7 000 

CAF 

3 500 

Peru 

5 000 

FOB 

7 500 

Ostafrika 

55 000 



Äthiopien 

10 000 

Frei Empfänger 

— 

Mauritius 

7 500 

FOB 

7 500 

Somalia 

15 000 

Frei Empfänger 

15 000+10 000 

Sudan 

10 000 

FOB 

5 000 

Tansania 

10 000 

FOB 

20 000 

Kenya 

2 500 Uganda 


5 000 


p. m. 18 ) 



Zentral- und Westafrika 

18 000 



Dahome 

2 500 

FOB 

2 500 

Guinea Bissau * 

(5 500) 

CAF 

5 500 

Kapverdische Inseln 

(5 000) 

CAF 

4 000 

Zaire 

(5 000) 


— 

Naher Osten 

55 000 



Ägypten 

25 000 

FOB 

10 000 

Jordanien 

15 000 

FOB 

10 000 

Jemen (Arab. Rep.) 

10 000 

FOB 

7 500 

Syrien 

5 000 

FOB 

— 

Asien 

390 000 



Bangladesh 

150 000 

CAF 

150 000 

Indien 

180 000 

FOB 

163 000 

Pakistan 14 ) 

30 000 14 ) 

FOB 

20 000 + 4 000 

Sri Lanka 

25 000 

FOB 

20 000 

Philippinen 

5 000 

FOB 

— 

II. Organisation 

105 000 


70 000 

WEP 

50 000 

Frei Empfänger 17 ) 

40 000 

UNICEF 

15 000 

Frei Empfänger 

10 000 

UNRWA 

25 000 

CIF 

20 000 

IKRK 

10 000 

Frei Empfänger 

— 

Liga Rotkreuz-Gesellschaften 

5 000 

Frei Empfänger 

— 

III. Reserve 

58 850 


17 589 15 ) f 16 ) 

IV. Sonstiges 



82 911 

V. Gesamtmenge 

707 850 


643 500 


10 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4496 


*) Angekündigte Anträge. Die entsprechenden Mengen müssen der Reserve zugeführt werden, wenn die Anträge 
im Zeitpunkt der Ratsentscheidung nicht offiziell gestellt worden sind. 

14 ) Entsprechend den bisherigen Erörterungen in der Gruppe Nahrungsmittelhilfe schlägt die Kommission vor, die- 
sem Land außerdem die Mengen zuzuteilen, die im Zeitpunkt der Ratsentscheidung über das vorliegende Pro- 
gramm noch aus der Reserve des Programms 1974/75 verfügbar sind (10 000 bis 14 000 Tonnen, wenn nichts 
dazwischen kommt). 

15 ) Die allgemeinen Reserven und die Sahel-Reserve betrugen ursprünglich im Zeitpunkt der Ratsentscheidung 
über das Programm, zusammen 90 000 t. 

16 ) Davon sind 500 für Burundi vorgesehen. 

17 ) FOB und Pauschalbetrag. 

18 ) Die Menge wird später angegeben, da im Augenblick noch kein offizieller Antrag von der Botschaft dieses 
Landes eingetroffen ist. 
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B. Indirekte Hilfe 

105 000 Tonnen (14,8 v. H. der Gesamtmenge) 

Diese Hilfe hat sich gegenüber 1974 erhöht (8,9 v. H. 
im Programm 1974/1975), da die für das WEP, UNI- 
CEF und UNRWA vorgesehenen Mengen aufge- 
stockt wurden, dem IKRK, das 1974/1975 nicht zu 
den Empfängern gehörte, eine gewisse Menge zuge- 
teilt wurde und der Antrag der Liga der Rotkreuz- 
Gesellschaften berücksichtigt worden ist. Bei dieser 
indirekten Hilfe sind folgende Besonderheiten zu 
vermerken: 

a) Aktion zugunsten des WEP. Die Kommission 
ersucht den Rat, wie im Vorjahr gleichzeitig mit 
dem Programm der Gemeinschaft auch die Auf- 
teilung der gewährten Menge zu beschließen 
(50 000 Tonnen). Dadurch würde eine größere 
Kohärenz zwischen den Maßnahmen der Gemein- 
schaft und denen des WEP erzielt (auch hier zeigt 
sich das Bemühen um Konzentration auf die 
Länder Asiens wie im Falle der Direktmaßnah- 
men der Gemeinschaft) und eine größere Wirk- 
samkeit bei der Ausführung dieser Maßnahmen 
(kürzere Entscheidungsfristen) gewährleistet. An- 
hang II enthält eine Aufteilung der vom WEP 
vorgesehenen Mengen. 

aa) Eine Reserve von 12 500 Tonnen, die vor 
allem für Soforthilfemaßnahmen bestimmt 
ist. Im Rahmen der neuen Zusammenarbeit 
zwischen dem WEP und der EWG, die im 
Memorandum vom März 1974 empfohlen 
wurde 19 ), haben die Kommission und das 
WEP die Möglichkeit geprüft, diese Zusam- 
menarbeit auf die Soforthilfemaßnahmen 
auszudehnen, die davon praktisch noch nicht 
erfaßt worden sind, vor allem wegen der 
mit den Entscheidungsverfahren verbunde- 
nen Schwierigkeiten. DL' Kommission schlägt 
daher dem Rat vor, die Bildung der ge- 
nannten Reserve im Rahmen der dem WEP 
zugeteilten Menge vorzusehen. 

Die aus dieser Reserve durchzuführenden 
Soforthilfemaßnahmen würden nach den 
kürzlich vom Rat festgelegten Entscheidungs- 
verfahren für Soforthilfemaßnahmen abge- 
wickelt (siehe Dok. S/ 1158/75 COMER 337), 
d. h. die Kommission wäre ermächtigt, der- 
artige Maßnahmen zu beschließen (bis zu 
einer Höchstmenge von 5000 Tonnen Ge- 
treide) nach Konsultationen der Mitglied- 
staaten, die innerhalb von zwei Werktagen 
ihre Antwort erteilen müßten, zu beschlie- 
ßen 20 ). Der einzige Unterschied bestünde 
darin, daß diese Mengen nicht auf die im 
Programm eingesetzten allgemeinen Reser- 
ven angerechnet, sondern auf die Reserve 
angerechnet würde, die Teil der dem WEP 
zugewiesenen Mengen ist. 

bb) Für die normalen Vorhaben des WEP hatte 
der Rat im Vorjahr folgendes Genehmi- 


gungsverfahren festgelegt: endgültige Fest- 
setzung der Mengen auf regionaler Ebene 
und Festsetzung von Richtwerten für die 
Länder. Die Kommission hat die Möglichkeit, 
im Bedarfsfall die Aufteilung nach Ländern 
innerhalb der vorher festgelegten regionalen 
Mengen zu ändern, wobei die Aufnahme 
neuer Empfänger jedoch vom Rat beschlossen 
werden müßte. Auf Grund der Erfahrungen 
eines Jahres hat das WEP die Kommission 
auf folgende zwei Punkte hingewiesen: 

— Die Festsetzung von Richtwerten für die 
Aufteilung nach Ländern führt dazu, daß 
das WEP wegen der Fristen zwischen der 
Beschlußfassung des Rates über diese 
Aufteilung und dem Zeitpunkt der Ab- 
wicklung der Hilfe häufig Änderungen 
beantragt, wenn über die Durchführungs- 
modalitäten verhandelt wird sowie später 
bei der Abwicklung der Hilfen. Dabei 
geht es von den zu diesem Zeitpunkt ge- 
botenen Beförderungsmöglichkeiten, den 
Lieferungen durch andere Geber usw. aus. 
Das WEP bittet daher, keine Mengen für 
die einzelnen Länder vorzusehen, jedoch 
für jede Region festgesetzten Mengen ein 
Verzeichnis der potentiellen Empfänger 
aufzustellen. 

— Die endgültige Festsetzung der regionalen 
Mengen schafft einen zu starren Rahmen, 
und unvorhergesehene Situationen kön- 
nen das WEP veranlassen, eine Änderung 
der regionalen Mengen zu beantragen. 
Das WEP wünscht daher, daß die Reser- 
ve für Soforthilfemaßnahmen im Bedarfs- 
fall auch zur Änderung der regionalen 
Aufteilung verwendet werden kann. Im 
übrigen wäre es selbstverständlich, daß 
Mengen der Reserven, die am Ende des 
Haushaltsjahres nicht für Soforthilfemaß- 
nahmen eingesetzt worden sind, zur Auf- 
stockung der regionalen Mengen verwen- 
det werden. 

Die Kommission erkennt die Wünsche des 
WEP als begründet an und schlägt dem 
Rat daher einige Änderungen in dem im 
Vorjahr beschlossenen Verfahren vor. 
Das neue Verfahren ließe sich wie folgt 
zusammenfassen: 

— Bei Aufstellung der Programme, Festset- 
zung durch den Rat der regional vorgese- 
henen Mengen und des Verzeichnisses der 

19 ) Im Rahmen dieser Zusammenarbeit hat der Rat bereits 
bei der Aufstellung des Programms 1974/1975 grund- 
sätzlich Zustimmung zu gemeinsamen EWG-WEP ver- 
teilt. Derzeit werden einige konkrete Fälle geprüft, 
die dafür in Betracht kommen. 

20 ) zu Gunsten von in der Liste in Anhang . . . aufgeführ- 
ten Ländern oder nicht in dieser Liste genannten 
Ländern. 
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potentiellen Empfänger, wobei die Auf- 
nahme neuer Empfänger vom Rat be- 
schlossen werden müßte. 

— Ermächtigung der Kommission, die Men- 
gen für die einzelnen Länder innerhalb 
der im voraus festgesetzten regionalen 
Mengen festzulegen und die regionalen 
Mengen durch Entnahme aus der Reserve 
zu erhöhen. 

b) Für die Aktion zugunsten von UNICEF ersucht 
die Kommission den Rat, über die Aufteilung der 
bewilligten 15 000 Tonnen (siehe Anhang III) 
nach dem gleichen Verfahren zu beschließen, das 
im Vorjahr für das WEP und UNICEF festgesetzt 
worden ist (siehe Anfang von bb) vorstehend). 

c) Für die Aktion zugunsten des Roten Kreuzes: 


sowohl zur Realisierung des Zieles einer weltweiten 
Nahrungsmittelsicherung bei als auch zur Schaffung 
einer Reserve von 500 000 Tonnen für dringende 
Maßnahmen, wie es kürzlich auf der 7. außerordent- 
lichen Tagung der Generalversammlung der UNO 
bei der Behandlung dieses Themas durch Erklärun- 
gen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten her- 
vorgehoben wurde. Um diese Reserve zu gewähren 
wird es möglich sein, auf das vom Rat am 14. August 
1975 23 ) eingeführte Verfahren zurückzugreifen und 
in diesem Zusammenhang die Aufbringung des Ge- 
treides durch das Verfahren der freihändigen Ver- 
gabe vorzunehmen. 


II. Aufteilung der Reserve von 44 000 Tonnen zu- 
gunsten der Sahel-Länder im Rahmen des Pro- 
gramms 1974/1975 


— für das IKRK schlägt die Kommission die 
Gewährung von 10 000 Tonnen vor und er- 
sucht den Rat um Beschlußfassung über 

— die Zuweisungen zugunsten der Länder 
(siehe Anhang IV) in Höhe von 7000 Ton- 
nen, die dem ordentlichen Hilfsprogramm 
des IKRK entsprechen, wobei die Auftei- 
lung nach Ländern als Richtwert gilt und 
von der Kommission auf Antrag des IKRK 
geändert werden kann. 

— Die Bildung einer Reserve für Soforthilfe- 
maßnahmen in Höhe von 3000 Tonnen. Für 
die Verwaltung dieser Reserve schlägt die 
Kommission die gleichen Modalitäten vor, die 
für die letzte Aktion zugunsten des IKRK im 
Rahmen des Programms 1973/1974 beschlos- 
sen worden war, d. h. Beschlußfassung durch 
den Rat bei Soforthilfemaßnahmen über mehr 
als 1000 Tonnen Rohgetreide oder Getreide- 
erzeugnisse und durch die Kommission bei 
Aktionen, die Mengen bis zu 1000 Tonnen 
betreffen 21 ). 

— Für die Liga der Rotkreuz-Gesellschaften ist 
eine Zuteilung von 5000 Tonnen bei Not- 
standsituationen vorgesehen, die in den Auf- 
gabenbereich der Liga fallen? es wird vorge- 
schlagen, das gleiche vorstehend genannte 
Verfahren anzuwenden, das für die Aktion 
zugunsten des IKRK im Rahmen des Pro- 
gramms 1973/1974 gewählt worden war. 


C. Allgemeine Reserve 

Für die allgemeine Reserve sind 58 850 Tonnen 22 ) 
für Maßnahmen zur Behebung von Notstandsituatio- 
nen vorgesehen. Diese Menge ist niedriger als im 
Vorjahr (42 000 t allgemeine Reserve plus 48 000 t 
Sahel-Reserve). Diese Reserve trägt im übrigen 


Aufgrund der Bedarfsanalyse für die einzelnen Sa- 
hel-Länder im ersten Teil schlägt die Kommission 
vor, die 44 000 Tonnen der im Programm 1974/1975 
vorgesehenen Reserve wie folgt aufzuteilen: 


Gambia 

Äthiopien 

Obervolta 

Mali 24 ) 

Mauretanien 

Niger 

Senegal 

Insgesamt 


1 500 Tonnen 
5 000 Tonnen 
3 500 Tonnen 
5 000 Tonnen 
5 000 Tonnen 
10 000 Tonnen 
14 000 Tonnen 
44 000 Tonnen 


Die Hilfe in Form von Getreide wird 1975/1976 ins- 
gesamt 51 000 Tonnen umfassen, da während dieses 
Zeitraums außerdem 7000 Tonnen Getreide geliefert 
werden, die bereits im Programm 1974/1975 für 
Niger vorgesehen waren. 


Die Heranführungskosten werden aufgrund des vom 
Rat bei der Aufstellung des Programms 1974/1975 
gefaßten Beschlusses von der Gemeinschaft bis 
zur Stufe „frei Empfänger" d. h. dem Bestimmungs- 
ort getragen, der in den mit jedem Empfänger ver- 
einbarten Lieferbedingungen festgelegt worden ist. 


21 ) Der Beschluß betrifft auch die Lieferbedingungen. 

22) Rechnet man hierzu die Sonderreserven (WEP: 12 500 t, 
IKRK 3000 t, Liga 5000 t), so stehen insgesamt 84 850 t 
zur Verfügung, um in Notstandsituationen eingreifen 
zu können. 

23) Bevollmächtigung der Kommission im Falle einer 
Naturkatastrophe und einer Maßnahme, die 5000 Ton- 
nen Getreide nicht überschreitet, nach Konsultation 
der Mitgliedstaaten zu entscheiden. 

24) Angekündigter Antrag. 
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Anhang I 

Finanzanhang 

Getreideprogramm 1976 




Kosten zu Weltmarkt- 

I. Kosten 


preisen und Verbuchung 



im Haushaltsplan 


1. Grundstoff: 707 850 t davon Mio RE 


— 657 850 t Getreide außer Reis 

657 850 t X 103,90 RE/t 

68,35 

— 50 000 t Getreide in Form von 



25 000 t geschältem Reis: 

25 000 t X 254,59 RE/t 

6,37 



74,72 

Heranführung/ Verteilung 



— Bangladesh 

150 000 t X 


— Guinea Bissau / Kapverdische Inseln 

10 000 tX 45 RE/t 

7,94 

— Haiti/Honduras 

16 000 t X 


— Äthiopien/Somalia 

25 000 t X 100 RE/t 

2,50 

— WEP 

50 000 t X 46 RE/t 

2,30 

— UNRWA 

25 000 t X 30 RE/t 

0,75 

— UNICEF/IKRK 

30 000 t X 100 RE/t 

3,00 

— Reserve 

58 850 t X 100 RE/t 

5,89 



22,38 

Total 


97,10 


II. Verbuchung im Haushaltsplan 

Haushaltsplan 1976, Posten 9201 - 

Der vom Rat in erster Lesung angenommene Vorentwurf des Haushaltsplanes 

enthält bei diesem Posten einen Mittelansatz von 97,97 Mio RE 


Anhang II 

Aufteilung der für das Welternährungsprogramm vorgeschlagenen Hilfe 


Westafrika 

(Sorghum und / oder Mais) 10 700 

Angola 

Kapverdische Inseln 
Dahome 

Zentralafrikanische Republik 

Guinea Bissau 

Sahel 

Togo 

Asien 

(Weizen und / oder Weizenmehl) 25 800 

Afghanistan 


Bangladesh 

Südkorea 

Indien 

Nepal 

Pakistan 

Samoa 

Sri Lanka 

Südvietnam 

Reserve für Soforthilfe 

und Unvorhergesehenes 12 500 


insgesamt 50 000 
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Anhang III 

Regionale Aufteilung der für UNICEF vorgeschlagenen Hilfe und Richtwerte 
für die Aufteilung nach Ländern innerhalb der einzelnen Regionen 


Afrika und Naher Osten 

2 000 Tonnen Getreide in Form von 
1 000 Tonnen Haferflocken 

Tansania 2 000 t 

Sudan — 

Nordjemen — 

Südjemen — 

Ferner Osten 

13 000 Tonnen Getreide in Form von 
6 500 Tonnen Haferflocken 

Burma 500 t 


Indien 12 500 t 

Afghanistan — 

Bangladesh — 

Bhutan — 

Kambodscha — 

Laos — 

Nepal — 

Pakistan — 

Süd-Vietnam — 

Sri Lanka — 

Timor — 


Anhang IV 


Richtwerte für die Aufteilung nach Ländern und Reserve- Vorschlag für das IKRK 


Rohgetreide- Getreidearten 

mengen 


Westjordanien - Gaza - Sinai 

3 600 

Weizenmehl und Reis 

Jordanien 

1 200 

Weizenmehl 

Chile 

1 400 

Weizenmehl und Reis 

Angola 

400 

Reis 

Philippinen 

400 

Reis 

Reserve für Soforthilfemaßnahmen 

3 000 


Insgesamt 

10 000 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates zur Abweichung von der 
Verordnung in Bezug auf die Verfahren zur Bereitstellung von Getreide für die 
Nahrungsmittelhilfe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Getreide 1 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 665/75 2 ), insbesondere auf Artikel 22 a, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 3 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 668/74 4 ), insbesondere auf 
Artikel 23 a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

In Erwägung nachstehender Gründe: 

Es erscheint angezeigt, in einigen Sonderfällen für 
die Bereitstellung des als Hilfe gelieferten Getreides 
ein hinreichend flexibles und rasches Verfahren an- 
zuwenden. Die Anwendung des Ausschreibungsver- 
fahrens nach Artikel 4 Abs. 1 und 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1693/72 des Rates vom 3. August 1972 zur 
Festlegung der Kriterien für die Bereitstellung von 
Getreide für die Nahrungsmittelhilfe 5 ) erlaubt nicht 
immer ein derartiges flexibles und rasches Vorge- 
hen; daher ist vorzusehen, daß auf ein anderes Ver- 
fahren zurückgegriffen werden kann — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von Artikel 4 Absätze 1, 2 und 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1693/72 kann für die Liefe- 
rung von Getreide und Reis für die Nahrungsmittel- 
hilfe auf der fob-Stufe (bzw. einer entsprechenden 
Stufe) oder einer Stufe nach der fob-Stufe (bzw. 
einer entsprechenden Stufe) auf ein anderes Verfah- 
ren als die Ausschreibung zurückgegriffen werden. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europiäschen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 18 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 178 
vom 5. August 1972, S. 3 
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Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4496 


Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die gemeinschaftliche 
Finanzierung einer Ausgabe für die Nahrungsmittelhilfe im Rahmen des 
Programms 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung (EWG) Nr. 1703/72 des Rates vom 
3. August 1972 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/69 hinsichtlich der gemeinschaft- 
lichen Finanzierung der Ausgaben für die Durchfüh- 
rung des Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommens von 
1967 und zur Festlegung der Regeln über die ge- 
meinschaftliche Finanzierung der Ausgaben für die 
Durchführung des Nahrungsmittelhilfe-Ubereinkom- 
mens von 1971 1 ) F insbesondere auf Artikel 8 Abs. 1 
und Artikel 10 Abs. 1, auf Vorschlag der Kommis- 
sion, 

in der Erwägung, daß einige Empfängerländer und 
-Organisationen von Getreide als Nahrungsmittel- 
hilfe im Rahmen der Programme 1975/1976 auf 
Grund ihrer wirtschaftlichen und finanziellen Lage 
Schwierigkeiten haben, die Heranführungskosten 
nach der fob-Stufe zu übernehmen, und daß diese 
Kosten folglich von der Gemeinschaft zu tragen 
sind — 


BESCHLIESST : 

Einziger Artikel 

Bei den Nahrungsmittelhilfe-Maßnahmen, die von 
der Gemeinschaft im Rahmen des Programms 1975/ 
1976 durchgeführt werden, erstreckt sich die gemein- 


schaftliche Finanzierung auch auf die Heranführungs- 
und Verteilungskosten nach Lieferung an den Ver- 
schiffungshafen. Dafür gelten folgende Modalitäten: 

— für das Welternährungsprogramm: Finanzierung 
der Ausgaben zwischen der fob-Stufe und dem 
Bestimmungsort sowie der Verteilungskosten; 

— Äthiopien, Somalia, das IKRK, das Kinderhilfs- 
werk der Vereinten Nationen, die Liga der Rot- 
kreuz-Gesellschaften: Finanzierung der Ausgaben 
zwischen der fob-Stufe und dem Bestimmungs- 
ort; 

— für Bangladesh, Guinea Bissau, die Kapverdi- 
schen Inseln, Haiti, Honduras, das Hilfswerk der 
Vereinten Nationen für die Palästinaflüchtlinge: 
Finanzierung der Ausgaben zwischen der fob- 
Stufe und der cif-Stufe ; 

— für die Soforthilfemaßnahmen zu Lasten der 
Reserve: die Finanzierung kann sich auf die Aus- 
gaben zwischen der fob-Stufe und dem Bestim- 
mungsort und die Verteilungskosten erstrecken, 
wenn eine internationale Organisation die Her- 
anführung der Hilfe übernimmt; 

— die Finanzierung kann vollständig oder teilweise 
in Form eines Pauschalbeitrags erfolgen, wenn 
die mit jedem Empfänger festgelegten Lieferbe- 
dingungen dies vorsehen. 


i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 180 
vom 8. August 1972, S. 1 
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